
Öffentliche Bekanntmachung 
 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes  
„Ortsmitte Süd“ 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Fischerbach hat am 16.04.2012 in öffentlicher Sitzung den 
Bebauungsplan „Ortsmitte Süd“ nach § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und die zusam-
men mit dem Bebauungsplan aufgestellten Örtlichen Bauvorschriften nach § 74 Landesbau-
ordnung (LBO) i. V. m. § 4 Gemeindeordnung (GemO) als jeweils selbständige Satzung 
beschlossen. Das Landratsamt Ortenaukreis – Baurechtsamt – hat mit Schreiben vom 
24.05.2012 die Genehmigung nach § 10 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 1359) erteilt.  
 
Der Planbereich ist aus dem abgedruckten Lageplan vom 16.04.2012 zu ersehen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan “Ortsmitte Süd“ und die Örtlichen Bauvorschriften treten mit die-
ser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB).  
 
Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung (mit Umweltbericht) bei der Ge-
meindeverwaltung Fischerbach, Hauptstraße 38, 77716 Fischerbach während der üblichen 
Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann den Bebauungsplan einsehen und 
über dessen Inhalt Auskunft verlangen.  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Geltendmachung von 
Planungsentschädigungsansprüchen durch Antrag an den Entschädigungspflichtigen (vgl. § 
44 Abs. 1 und 2 BauGB) im Falle der in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile und auf das nach § 44 Abs. 4 BauGB mögliche Erlöschen der Ansprüche, wenn 
der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.   
 
 



 
 
 
 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften sowie Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB sind nach § 215 Abs. 1 Nr. 1 – 3  BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 
einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Fischerbach 
geltend gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Man-
gel begründen soll, darzulegen.  
 
Nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) gilt die Satzung über 
den Bebauungsplan und die Örtlichen Bauvorschriften „Ortsmitte Süd“, sofern sie unter der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung oder aufgrund der 
Gemeindeordnung ergangenen Bestimmungen zustande gekommen ist, ein Jahr nach die-
ser Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.  
 
Dies gilt nicht, wenn  
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-

machung des Bebauungsplanes verletzt worden sind,  
2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widerspro-

chen hat, oder wenn innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung die Rechtsauf-
sichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.  

 
 
Fischerbach, den 01. Juni 2012 
 
 
 
 
         Armin Schwarz 
          Bürgermeister 
 
 


